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Zeitun 


Ervebition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 21. Februar 1861. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Petersburg, 20. Febr. Der Kaiſer hat den Flügel: 
Adjutanten, General Grafen Stackelberg, zum auſteror⸗ 
dentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifter bei der 
Königin von Spanien ernannt. 

Dresden, 20. Febr., Nachm. Die Kammer der Abge⸗ 
ordneten hat in ihrer heutigen Sitzung von der Berichter⸗ 
ſtattung über die ihr vorliegenden Anträge betreffs der ſtän⸗ 
diſchen Wahlreform abzuſehen beſchloſſen, weil die Regierung 
ſelbſt die baldige Vorlegung einer Wahlgeſetzreform zugeſagt 
habe. — Das heutige „Dresdner Journal“ publieirt das 
Geſetz betreffs Wegfalls der Durchgangszölle vom 1. März 
d. J. ab. 

Turin, 19. Febr. Die Zahl der Kriegsgefangenen van 
Gaeta beträgt 11,000, wobei 25 Generale. 

Kopenhagen, 20. Febr. Abends. Graf Arthur Revent⸗ 
low iſt zum ee für die bevorſtehende 
holſteiniſche Ständeverſammlung ernannt worden. — Nach 
der „Berlingſchen Zeitung“ wird die Marine vom 1. März 
ab ein Werbungsbüreau etabliren. 

Paris, 19. Febr. Heute Vormittag iſt die internationale Conferenz 


wegen der ſyriſchen Frage zuſammengetreten. e 
Der Director der Bank von Frankreich, Germiny, regulirt die Liquida⸗ 


tion des Falliſſements Mires, 


In Cochin⸗China ſind zahlreiche Chriſtenverfolgungen vorgekommen. 
Paris, 19. Febr. In Rom iſt der Corſo zur Feier der Capitulation 
von Gaeta illuminirt worden. 75 
In Neapel haben Ruheſtörer den Palaſt des Cardinal⸗Erzbiſchofs ange: 
riffen und dem ſpaniſchen Conſul die Fenſter eingeworfen. Nigra hat Be: 
Km der Schuldigen zugeſagt. 
„Die Anleihe der Stadt Neapel iſt in London abgeſchloſſen und der be⸗ 
1 1 Vertrag in Gegenwart des ſardiniſchen Geſandten Azeglio unter⸗ 
eichnet. 
: London, 19. Febr. Die mit dem letzten Dampfer aus Waſhington 
vom 9. d. M. eingetroffenen Nachrichten melden, daß die reichen Kaufleute 
in New⸗York angezeigt hätten, der künftige Präſident würde von den Kapi⸗ 
taliſten keine Unterſtützung zu erwarten haben, wenn er dem Süden kein 
Compromiß bewilligte. 5 81 0 d ; 
Nom, 17. Febr. Der Papſt hat die Veröffentlichung der diplomatiſchen 
Correſpondenzen empfohlen, um der franzöſiſchen Regierung die Antwort nicht 
ſchuldig 5 bleiben. 3 x 3 f 
Mailand, 19. Febr. Die heutige „Perſeveranza“ berichtet aus Turin 
vom 18. d. M. Bei der Eröffnung des Parlamentes waren anweſend: 
Fein Humbert, Amadeo Herzog von Aoſta, General Bonin mit Gefolge, 
die Geſandten Preußens, Englands, Frankreichs, Schwedens, Belgiens und 
der Türkei. Der König war von den Miniſtern und Großwürdenträgern 
ſeines Hofes umgeben. Die Deputirten waren faſt alle anweſend, von den 
Senatoren fehlten jedoch viele. Ein Neapolitaner, der eigens zu dieſer Feier 
aus Neapel nach Turin gekommen war, drängte ſich in die Deputirtenbänke 
und mußte, da er nicht abzuweiſen war, verhaftet werden; man fand bei 
ihm mehrere Flintenkapſeln. Dieſer Vorfall gab zu dem Gerüchte Veran⸗ 
laſſung, er habe etn Attentat auf den König verſuchen wollen, während 
feine Landsleute behaupten, es wäre nur geilige Ueberſpannung. . 
Das Gerücht von einer muratijtiihen Verf 1 1 Neapel beſtätigt 
lc Die bezüglichen Werbungen belaufen ſich auf 12,000 : 
unterrichtete ſeit längerer Zeit die Statthalterei, welche im Geheimen 
alles überwachte. Unter den Verſchwörern kommen angebliche Garibaldianer, 
Klerikale, Reaktionäre und bourboniſch Geſinnte vor. Ein berühmter fran⸗ 
öſiſcher Schriftſteller ſoll neapolitaniſchen Blättern zufolge den Geworbenen 
Waſſen verſchafft haben. Der Kommandant der Citadelle Meſſina's verwei⸗ 
gert noch immer die Uebergabe, und es dürfte „ein italieniſches Geſchwader“ 
dor Meſſina operiren. } > 
- Eine Privatdepeſche der „Lombardia“ zufolge richtete Frankreich an die 
katbholiſchen Mächte ein Cirkularſchreiben unterm 14. d. M., daß die franzö⸗ 
ſiſche Occupation Roms — bis zu einer Vereinbarung zwiſchen dem Papſte 
und den Mächten bezüglich des Schutzes der Perſon des Papſtes und der 
Unabhängigkeit des geiſtlichen Oberhauptes der katholiſchen Kirche verbleibt. 
„Fiume, 18. Febr. Die General⸗Kongregation des fiumaner Komitates 
wird wegen des Belagerungsſtandes morgen in Buccari abgehalten. 


— — 


P r e u ße u. 
Landtag. 


K. C. 2. Sitzung des Herrenhauſes vom 20. Februar. 
Vicepräſ. Graf Stolberg eröffnet die Sitzung um 12% Uhr. Am 
Miniſtertiſche: Graf Pückler, v. Bernuth, Graf v. Schwerin, und als Re⸗ 
ierungscommiſſar Kreisrichter v. Kehler. — Die Tribünen ſind ziemlich be⸗ 
etzt; auch einige Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten wohnen den 
erhandlungen bei. e 1 55 0 
Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten bringt in Gemeinſchaft mit dem Miniſter des Innern einen Geſetz⸗ 
Entwurf wegen der Penſtonsverhältniſſe der Kommunal⸗Forſtbeamten in der 
Rheinprovinz ein. Für die Kommunalförſter in der Rheinprovinz habe die 
Geſetzgebung über die Penſionsverhältniſſe nur in den Reg.⸗Bezirken Koblenz 
und Trier eine Beſtimmung getroffen; es habe ſich das Bedürfniß heraus⸗ 
eſtellt, für die andern Regierungs⸗Bezirke ähnliche Beſtimmungen feſtzu⸗ 
etzen. Nach dem Antrage des Miniſters und der Herren v. Meding und 
Graf Rittberg wird der Geſetz⸗Entwurf einer beſondern Commiſſion von 
15 Mitglidern überwieſen. 
Auf der Tagesordnung ſteht der Commiſſions⸗Bericht über die Novelle 
ur Städte⸗Ordnung für die ſechs öftlihen Provinzen von 1853. Das 
zeſentliche daraus iſt mitgetheilt: Näheres bei Berathung der einzelnen 
Paragraphen. Für den erkrankten Berichterſtatter Groddeck hat Herr 

aſſelbach die Vertretung der Commiſſion übernommen, Es wäre wün⸗ 
alla: geweſen, bemerkt derſelbe zur Einleitung der allgemeinen Dis⸗ 
cuſſion, daß das jetzige Wahlgeſetz geandert, die Selbſtverwaltung der Com: 
mune erweitert und das Aufſichtsrecht der Regierung beſchränkt würde. Das 
Wahlgeſetz zu verändern, halte die Regierung ie noch nicht an der Zeit, 
und die Commiſſion habe ſich dieſer Anſicht angeſchloſſen. Aber hinſichtlich 
des zweiten und dritten Punktes ſei die Commiſſion etwas weiter gegangen, 
als die Regierung, und hahe das Auſſichtsrecht der Regierung in einigen 
Punkten weiter beſchränkt, als die Vorlage wolle. Im Großen und Ganzen 
erachte die Commiſſion die Novelle für eine Verbeſſerung und empfehle 
deren Annahme nach ihren Vorſchlägen. 

Oberbürgermeiſter Krausnik: Der Minifter des Innern habe dieſe Vor⸗ 

lage zuerſt dem Herrenhauſe vorgelegt, weil die größeren Städte hier ver⸗ 
treten ſeien; er wolle deshalb mit feiner Anſicht über die Novelle nicht zu: 
rückhalten. Die Vorlage gehe ihm nicht weit genug und namentlich hätte 
er hinſichtlich des Wahlverfahrens eine Aenderung gewünſcht. Im Ganzen 
abe er gefunden, daß die Starte Ordnunf, wie ſie jetzt ſei, wenn ſie ver⸗ 
tändig ausgeführt werde, keine großen Uebelſtände hervorrufe; auch hin⸗ 
chtlich des Aufſichtsrechts der Regierung habe er keine beſondere Momente 
efunden, die eine Aenderung wünſchenswerth machten. In der Regel ſeien 
n Berlin die Verhandlungen der beiden Gemeindebehörden derart geweſen, 
daß die Entſcheidung der Regierung nicht angerufen zu werden brauchte; 
ihm ſeien überhaupt nur zwei Fälle bekannt, wo dies vorgekommen ſei. Die 
Novelle habe nun den Zweck, derartige Differenzen, wo ſie vorkommen, beſſer 
8 regeln und dies ſcheine auch zweckmäßig, da an anderen Orten derartige 
ifferenzen öfter vorgekommen ſeien; aus dieſem Grunde hätte er auch ge 
ewüjcht, daß die Vorlage zuerſt an das andere Haus gegangen wäre. Die Be⸗ 
immung, welche der { ukunft nur das Recht der 1 
des Vorsitzenden des Magiſtrats laſſe, halte er für zu eng, weil fie das 
collegialiſche Verhältniß im Magiftrat eeinträchtige; entweder müſſe das ge⸗ 
genwärtige Beſtätigungsrecht für alle verbleiben, oder es müſſe gänzlich auf⸗ 


egierung in 


— 


Mann. Die Po⸗ 


gehoben werden. Ganz beſonders wünſche er die Aenderung des Wahl⸗ 
ſyſtems. Es ſei zweckmäßiger und dem Intereſſe der Städte zuſagender, 
wenn eine gemeinſchaftliche Wahl der Stadtverordneten ſtattfände. Auch 
das Dreiklaſſen⸗Syſtem bedürfe einer Aenderung. Die Anweſenheit der 
Wohlhabenden und Intelligenten im Bezirk bei der Wahl ſei ſehr wichtig, 
da ſie auf die Wahlverſammlungen einen beſtimmenden und wohlthätigen 
Einfluß ausüben könnten. Mit aus dieſem Grunde ſei in den Jahren von 
1808—1853 kein Mangel an tüchtigen Stadtverordneten geweſen. Die Staats⸗ 
as habe jedoch erklärt, fie habe in dieſer Beziehung noch nicht Er⸗ 
fa zungen genug gemacht, um gegenwärtig ſchon eine Aenderung vorzuſchla⸗ 
gen. Er (Redner) würde nun hinſichtlich der gemeinſchaftlichen Wahlen einen 
Verbeſſerungsantrag geſtellt haben, wenn nicht andere Mitglieder aus ande⸗ 
ren größeren Städten die Bemerkung gemacht hätten, daß man an jenen 
Orten die jetzige Art des Wählens für ganz paſſend und den Verhältniſſen 
entſprechend Wibage habe. Ihm ſtehe nur die Erfahrung aus Berlin zur 
Seite; deshalb habe er keinen Antrag geſtellt. 

Hr. Richtſteig: Wenn die Regierung einmal, wie aus den Motiven 
hervorgehe, das Bedürfniß einer Verbeſſerung der Städte⸗Ordnung von 1853 
empfand, ſo durfte ſie nicht bei den gemachten Vorſchlägen ſtehen bleiben, 
ſondern mußte einigermaßen weiter gehen. m 

Die Städte⸗Ordnung von 1853, welche leider die Städte⸗Ordnung von 
1808 und die revidirte Städte⸗Ordnung von 1831 zu Grabe getragen, ſei 
nur dann zu verſchmerzen, wenn ſie ſo revidirt würde, daß ſie die Entwicke⸗ 
lung des communalen Lebens nicht hindere, vor Allem müſſe das Wahlver⸗ 
fahren geändert werden; das jetzige Syſtem, welches nur der Geldariſtokratie 
Vorſchub leiſte, ſei in jeder Beziehung verwerflich. Es ermangle der Feier⸗ 
lichkeit des frühern Wahlſyſtems, welches zudem den Bürgern ein Gefühl der 
Zuſammengehörigkeit einflößte; es komme dabei nur zu häufig zu Minori⸗ 
tätswahlen. Die Regierung erkenne in den Motiven das Prinzip der Selbſt⸗ 
verwaltung als ein nothwendiges und gedeihliches an; man haͤtte nun aber 
erwarten dürfeu, daß ſie daſſelbe in ihrer jetzigen Vorlage im weiteren Um⸗ 
fange, als geſchehen, zur Geltung bringen würde, namentlich in Bezug auf 
das Aufſichts⸗ und Beſtätigungsrecht, auf die erforderliche Zuſtimmung zu 
Veräußerungen communalen Eigenthums. In Bezug auf letztere hätte man 
mindeſtens einen Unterſchied zwiſchen größeren und kleineren Städten ſtatuiren 
können. Unverträglich ſei die Verbindung des Bürgermeiſteramtes mit dem⸗ 
jenigen eines Polizeianwalts; der Bürgermeiſter komme dadurch den Bür⸗ 
gern gegenüber, deren Liebe er ſich zu erwerben habe, zu oft in eine miß⸗ 
liche Lage. Das ſeien die Wünſche, die er auszuſprechen habe. 

Hr. v. Meding nimmt die Vorlage gegen die erhobenen Angriffe in 
Schutz. Bei Aenderung von eben erſt erlaſſenen Geſetzen ſei Vorſicht doppelt 
nöthig. ⸗In großen Städten wie z. B. Berlin herrſchte mehr Gemeinſinn 
als in kleineren, und das Maß der Selbſtverwaltung könne in Bezug auf 
ſie ausgedehnt werden, aber man rufe ſich nur hier wieder die Zeit zurück, 
wo in Berlin zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten ſolche Mißhellig⸗ 
leiten herrſchten, daß auf außerordentlichem Wege von oben eingeſchritten 
werden mußte. Die Städte⸗Ordnung von 1853 ſei eine weſentliche Ver⸗ 
beſſerung, er ſage das nicht blos aus eigener Anſchauung. Es genüge nicht 
blos, Verbeſſerungen zu wünſchen, ſondern man müſſe auch die Mittel und 
Wege nachweiſen, wie dieſelbeu auszuführen wären. 

Baron v. Senfft⸗Pilſach: Es laſſe ſich erwarten, daß bald neue An⸗ 
träge auf Aenderung des heute zu ändernden Geſetzes auftauchen würden. 
Die Vorlage unterliege den ſchwerſten Bedenken. Seit 1848 ſeien in Preu⸗ 
ßen 2379 Geſetze erlaſſen worden (Heiterkeit), das ergebe für alle zwei Tage 
ein neues Geſetz. Hierzu komme noch das ungeheure Convolut von Reſcrip⸗ 
ten, Reglements, Verordnungen und Inſtructionen. Die Maſſe von Ge⸗ 
ſetzen ſei eine wahre Landeskalamität. Er bitte, die Vorlage abzulehnen. 

Graf Itzenplitz glaubt auch, daß die Städte⸗Ordnung von 1853 eine 
erhebliche Beſſerung enthalte, namentlich der Gemeinde⸗Ordnung von 1850 
gegenüber, welche in ihrer Gleichmacherei ſo weit ging, daß ſie keinen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Stadt Berlin und einem Koſſäthendorfe von 5 Häuſern 
kannte. Er ſei ein Anhänger des selfgovernment und könne deshalb nicht 
in die Vorwürfe gegen das Dreiklaſſenwahlgeſetz einſtimmen; daſſelbe huldige 
nicht der Gleichmacherei, ſondern dem alten deutſchen Grundſatze, daß wer 
mitrathen wolle, mitthaten müſſe. Man möge nur ohne Vorurtheil an die 
Berathung der Vorlage gehen, die im Einzelnen wirkliche Verbeſſerungen 
enthalte. Wenn man ſage, acht Jahre ſeien nicht hinreichend für die Erfah⸗ 
rungen zu Abänderungen der Städte⸗Ordnung, ſo könne man die Frage ent⸗ 
gegenſtellen, wie viel Jahre denn eigentlich genügten. Schließlich müſſe er 
den Einwand gegen die öffentliche Abſtimmung zurückweiſen. Wer nicht 
den Muth ſeiner Meinung habe, verdiene nichts anderes, als der Leitung 
Anderer zu unterliegen. . a 

Miniſter des Innern Graf Schwerin: Die Regierung habe den Stand⸗ 
punkt, von dem ſie ausgegangen ſei, in den Motiven bereits entwickelt, und 
je ſeltener es ihm begegne, mit dem Vorſitzenden der Comm. (v. Meding) ſich 
in Uebereinſtimmung zu befinden, um ſo mehr freue er ſich, es diesmal zu 
ſein. Die Regierung erkenne ihrerſeits allerdings auch an, daß im Ganzen 
und Großen die Städteordnung von 1853 als eine Verbeſſerung anzuſehen 
ſei, und darin ſtimme fie mit ſämmtlichen Berichten der Provinzialbehörden 
überein. Dies ſchließe aber nicht aus, daß die Regierung nicht zu denjeni⸗ 
gen Verbeſſerungen die Hand bieten ſolle, die von einem großen Theile der 
Landesvertretung gewünſcht werde. Er wolle gleich erklären, daß die Regie⸗ 
rung mit ſämmtlichen Abänderungsvorſchlägen der Comm. einverſtanden ſei. 
Was den $ betreffe, welcher von der Wahl und der Beſtätigung der Magi⸗ 
ſtratsmitglieder handle, ſo habe die Er eglaubt, daß ein weſentliches 
öffentliches Intereſſe nicht vorliege, an der etätigung der Magiſtrats⸗Mit⸗ 
glieder, mit Ausnahme des Vorſthenden, feſtzuhalten; es könne aber auch kei⸗ 
nem Bedenken unterliegen, daß die Regierung das Recht beibehalte, da ſie die 
Mittel in Händen habe, einen Mißbrauch des Beſtätigungsrechtes zu verhin⸗ 
dern. Die Wünſche wegen weiter gehender Abänderungen concentrirten ſich auf 
den Wunſch nach einer Abänderung des Wahlſyſtems. Die Regierung habe dar⸗ 
über bereits ihre Meinung ausgeſprochen; fie könne den gegenwärtigen Augen: 
blick noch nicht für geeignet halten mit einem desfallſigen Vorſchlage vorzu⸗ 
gehen; fie verkenne durchaus nicht, daß das Wablgeſetz nicht vollkommen ſei, 
könne aber nicht eine Aenderung vorſchlagen, wenn ſie nicht überzeugt ſei, 
daß es ihr gelingen werde, eine Verbeſſerung zu ſchaffen, und nach ihrer 
Ueberzeugung ſei die Sache in dieſem Augenblick noch nicht hinreichend auf⸗ 
geklärt, um mit einem Vorſchlage vorzutreten. Der Vertreter für Berlin 
habe ſeine Anſicht dadurch motivirt, daß während der Jahre 1808 bis 1853 
ein Mangel an tüchtigen Stadtverordneten nichi eingetreten ſei; er glaube, 
daß derſelbe damit nicht behaupten wolle, daß ſeit 1850 keine tüchtigen 
Stadtverordneten gewählt ſeien. (Heiterkeit.) Nach feiner Meinung hätten 
gerade in der letzten Zeit die Wahlen in der Hauptſtadt bewieſen, daß es den 
jetzigen Stadtverordneten an Unabhängigkeit der Geſinnung und an Intelli⸗ 
genz nicht fehle. Es ſeien noch andere Wünſche hier laut geworden, na⸗ 
mentlich in Betracht der Polizeianwaltſchaft. Dieſer Punkt könne hier nicht 
erledigt werden, da dabei die Finanz⸗Intereſſen und die der Juſtiz⸗Verwal⸗ 
tung betheiligt ſeien und daher anderweitig geregelt werden müſſen. Daß 
mancherlei Inconvenienzen daraus entſtanden, wolle er ſehr gern zugeben, 
andererſeits habe es aber auch für manche Stadt eine gewiſſe Bedeutung, 
wenn die Polizeianwaltſchaft ſich in den Händen des Bürgermeiſters befinde. 

Herr Krausnick: Es ſei ihm nicht eingefallen zu behaupten, daß * 
genwärtig keine gute und tüchtige Stadtverordneten gewählt ſeien, im Ge⸗ 

entheil. Die N Stadtverordneten⸗Verſammlung auch in Berlin 
eweiſe dies; aber in der Verſammlung ſelbſt ſei man der Anſicht, daß das 
Wahlſyſtem geändert werden müſſe, wie die heute veröffentlichte Petition der 
Stadtverordneten es deutlich ausſpräche. 

Die General⸗Diskuſſion iſt geſchloſſen. Referent Haſſelbach fordert die 
Gegner der Vorlage zu beſtimmt formulirten Vorſchlägen auf. Könne man 
nicht ſagen, daß die jeit 1853 gewählten Stadtverordneten minder patriotiſch 
ſeien, als die früheren, ſo ſeien die Angriffe auf das jetzige Wahlgeſetz rich⸗ 
tig. Man bedenke ferner, daß die Städteordnung nur einen Theil der 
Einwohnerſchaft zu den Wahlen zugelaſſen habe, und in dieſer Beziehung 
enthalte das jetzige Syſtem, dem er nicht in allen Theilen das Wort reden 
wolle, einen Fortſchritt. RER x € 

Der $ 11 der Städteordnung will die Novelle dahin normiren, daß die 
Ortsſtatute nicht mehr die Fundamentalſätze der Städteordnung „insbeſon⸗ 
dere hinſichtlich der den gewerblichen Genoſſenſchaften zu gewährenden ange⸗ 


meſſeneren Berückſichtigung“ ſollen abändern können, von dieſer Befugniß 
iſt wenig Gebrauch gemacht; die Commiſſion ſtimmt zu. 

Hr. v. Kleiſt⸗Retzow dagegen, im Intereſſe der Autonomie und wahren 
Freiheit der Städte, der Erhaltung lebensfähiger Gliederungen, zur Abwehr 
der Omnipotenz des Staats; ſchon die Städteordnung von 1831 habe eine 
ſolche Beſtimmung enthalten, und wie er 1 wiſſen glaube, rühre dieſelbe 
von dem verſtorbenen Oberpräſidenten v. Vincke her; eine Freiheit, die man 
noch 1831 den Städten gelaſſen, könne man ihnen doch 1861 nicht nehmen. 
Die Möglichkeit einer ſtädtiſchen Vertretung nach gewerblichen Genoſſen⸗ 
ſchaften ſei offen zu halten; eine ſolche Vertretung ſei viel beſſer, viel kon⸗ 
ſervativer, als die nach der Dreiklaſſeneintheilung; in der Gemeinſchaft der 
Genoſſenſchaft habe der Einzelne viel eher den Muth ſeiner Meinung. Der 
ſpärliche Gebrauch, der von der fraglichen Befugniß gemacht ſei, rechtfertige 
uicht die gänzliche Beſeitigung der Befugniß ſelbſt. Das Gewerbe, wie ſich 
auf dem Handwerkertage gezeigt habe, ſtrebe ſelbſt ſeine Vertretung in den 
ſtaatlichen Ordnungen an; auch der Handelsminiſter habe die Deputation 
des Handwerkertages darauf hingewieſen, ſie müßten eine Vertretung in den 
Organen des ftaatlihen Lebens anſtreben. Der Miniſter des Innern mache 
ſich zum Genoſſen jüdiſcher Beſtrebungen, die darauf hinauskommen, daß 
das jüdiſche Kapital das Handwerk beherrſche. Das Haus möge nicht zu⸗ 
ſtimmen; ob das die Antwort ſein ſolle auf die Petition des Handwerker⸗ 
tages?! Wenn man die Kreistage vor jüdiſchen Elementen ſchütze, ſo müſſe 
man auch das Gewerbe ſchützen. 

Graf Itzenplitz: Die Aenderung des § 11 ſei wieder nur eine Huldi⸗ 
ung der Gleichmacherei. Man wolle die Selbſtverwaltung und nehme den 
Städten dieſe geringe Befugniß. Die Reg. habe in der Komm. erklärt, „daß 
bis jetzt nur drei Städte von der bezüglichen Befugniß Gebrauch gemacht 
hätten“; das ſchließe aber nicht aus, daß künftig unter andern Verhältniſſen 
mehr Orte der ihnen in § 11 zugeſtandenen Autonomie ſich bedienen würden. 
Unter den drei Orten, welche von der Befugniß Gebrauch gemacht, befinde 
ſich auch Suhl, wo die Büchſenmacher und Schloſſer noch eine beſondere Be⸗ 
rechtigung betreffs der Theilnahme an den Wahlen in Anſpruch genommen 
hätten. Nun beruhe aber der ganze Wohlſtand der Stadt Suhl auf der 
Büchſenmacherei und Schloſſerei, und daß dieſe Leute auch mit reden woll⸗ 
ten, ſei ihnen doch nicht zu verdenken. In einem andern Falle ſei in der 
kleinen Ackerſtadt Lenz ein höherer Cenſus für ſtädtiſche Wahlen (2) beſchloſ⸗ 
ſen worden; das ſehe ariſtokratiſch aus; ja, ohne Ariſtokratie ſei Selbſtver⸗ 
waltung und Freiheit nicht denkbar. 

Reg.⸗Komm. v. Kehler gran die Ausführungen der beiden Verordnungen 
hinſichtlich der beiden gewerbl. Genoſſenſchaften. Es müſſe anerkannt werden, 
daß ein dringendes Bedürfniß zur Streichung der fraglichen Befugniß nicht 
vorliege, es haben indeſſen die Städte nicht nur keinen Gebrauch davon ge⸗ 
macht, ſondern ſelbſt die Abänderung beantragt. Der Grund, weshalb die 
Regierung die Aufhebung beantrage, ſei allerdings prinzipiell; ſie wolle die 
Autonomie ſtärken, doch gebe es dafür eine Grenze, ſchon bei dem allgemei⸗ 
nen Aufſichtsrechte des Staats. Den Städten ſei jetzt die Berechtigung ge⸗ 
geben, Ortsſtatuten feſtzuſetzen, welche z. B. mit der Anſicht des h. Hauſes 
im Widerſpruch ſtänden, und die Regierung würde dann in der Lage ſein, 
dieſe Statuten beſtätigen zu müſſen. Den Anträgen des Handwerkertages 
ſei von dem erſten Redner eine zu hohe Bedeutung beigelegt. Es ſei aber 
dem entgegenzuhalten, daß wenn das Bedürfniß wirklich vorhanden ſei, es 
ſich gewiß ſeit dem Jahre 1831 irgendwo geltend gemacht haben müßte. — 
Dies ſei aber nicht der Fall. Man reſervire alſo Rechte für Jemand, der 
kaum in die Lage komme, jemals davon Gebrauch zu machen. 

„se *3 Meding: — ee der — 

ommen, daß jeine Anwendung ſchwierig ſei ten nur 
een, went e ph um Cinfährhng ene nenten (Öefe handelte 
dele es ſich aber um Streichung einer ſeit 8 Jahren geltenden Beſtimmung, 
und er könne dem nicht beitreten. 

Miniſter des Innern: Nicht die einzelnen Genoſſenſchaften der Stadt, 
ſondern das Bürgerthum ſolle in den Städten zur Geltung kommen, 
darin liege der Unterſchied zwiſchen den Städteordnungen früherer Jahr⸗ 
hunderte und denen der Gegenwart. Die Aufnahme des § 11 in die Städte 
ordnung ſei ein tendenziöſes Verlaſſen dieſes Prinzips geweſen. Wenn man 
der Regierung „Tendenz“ zum Vorwurf mache, ſo acceptire er dies als Ge⸗ 
genſatz zu derjenigen Tendenz, welche das Geſetz mit einer ſolchen Anomalie 
ausgeſtattet habe. (Links: ſehr richtig!) 

Dr. Götze: Die Motive der Regierung ſeien blos theoretiſche Motive. 
Die bisherige Theorie ſei eine andere geweſen, und jetzt ſolle nun ohne Noth⸗ 
wendigkeit eine andere Theorie aufgeſtellt werden. Daraus folge, daß nach 
2 Jahren wiederum eine andere Theorie aufgeſtellt werden könne. Die be⸗ 
treffende Beſtimmung der Städte⸗Ordnung habe keinen Nachtheil, da die 
Aufſtellung ſolcher Statuten nur mit Genehmigung der Regierung erfolgen 
könne. Der Miniſter habe die Behauptung aufgeſtellt, daß in der Stadt⸗ 
Verwaltung das Bürgerthum zur Geltung kommen ſolle. Dagegen verſtoße 
die Beſtimmung auch nicht; dieſelbe wolle vielmehr das Bürgerthum in 
ſeiner Individualität aufrecht erhalten. 1 

Dr. Stahl: Der Miniſter des Innern habe mit großer Ehrlichkeit den 
Kern der Frage hingeſtellt; nach Art des Miniſteriums ſpreche er dabei von 
einer Tendenz der Gegner, während er die eigene als unbefangene hinſtelle. 
Die, welche das ſtändiſche Element konſerviren wollten, hätten eine Tendenz; 
die es ekraſiren wollten, hätten keine. Das ſei der Standpunkt der Regie⸗ 
rung. — Es handele ſich um das moderne, abſtrakte Staatsbürgerthum und 
ebenjo um das abſtrakte Städtebürgerthum. Dem Ausſchluß aller ſtändiſchen 
Prinzipien wollen er und ſeine Freunde ſich widerſetzen. Nur die Freiheit, 
ſich geltend zu machen, ſolle hier dem ſtändiſchen Prinzip gewahrt werden. 

Wer aber 212 das nicht wolle, der ſei vielleicht von Tendenz nicht frei, 
aber er habe den „Fanatismus der Doctrin“. (Bravo rechts.) : 

Miniſter des Innern, Graf Schwerin: Der Vorredner thue ihm wie 
der 2 Unrecht, wenn er behaupte, daß die Regierung „Tendenz“ in 
einem ſo wegwerfenden Sinne gebrauche; ihr ſei es ſehr wohl bewußt, daß 
die Tendenz welche die Regierung verfolge, ganz derjenigen Tendenz entgegenſtehe, 
welche der Vorredner verfolge. Die Vorlage verfolge die Tendenz des gegen⸗ 

wärtigen Jahrhunderts, und, wie er glaube, des Fortſchritts; die Tendenz des 
Vorredners führe in das vorige Jahrhundert zurück. Er (der Minister) könne 
irren, die Zeit werde jedoch lehren, wer Recht habe. Er werde aber niemals 
leugnen, daß er eine Tendenz verfolge, die der des Vorredners vollſtändig 
entgegenſtehe. Das Pripzip der Städte⸗Ordnung ſei das Bürgerthum, und 
diefes Prinzip werde verlaſſen, wenn man den einzelnen Städten geſtatte, 
auf ein überwundenes Prinzip zurückzugehen. Es ſei dieſer Punkt eine 
Anomalie in der Geſetzgebung, und das ſei der Grund, weshalb ſich die Re⸗ 
gierung den eingegangenen Wünſchen angeſchloſſen habe. Die Städte in 
ihrer großen Mehrheit ſelbſt hätten ein ſolches Prinzip nicht mehr für an⸗ 
gemeſſen gehalten. Nach einer thatſächlichen Bemerkung des Reg. ⸗Commiſſar 
über die Art, in der ſich die Provinzial⸗Regierungen über die Beſtimmung 
erklärt haben, erklärt Graf v. Arnim-Boygenburg: Die Regierung wolle 
das Bürgertzum in ihrer Tendenz binden; feiner und feiner Freunde Ten⸗ 
denz gehe auf Autonomie und Freiheit der Städte. — Herr v. Daniels 
armer Die Tendenz, welche der Tendenz der Regierung entgegen ſei, 
ei keine rückläufige; das vorige Jahrhundert ſei abſolutiſtiſch geweſen. 

Herr v. Haſſelbach (als Berichterſtatter): Es ſei doch auffallend, daß 
für die fragliche Befugniß der Städte kein Vertreter der Städte-das Wort 
genommen habe; die Zünfte ſeien nicht für die Vertretung ſtädtiſcher Inte⸗ 
reſſen geeignet. Der Oberſchneider oder Oberſchuſter ſei nicht immer ein 

uter Stadtverordneter. Es könnten Statuten aufgeſtellt werden, welche eine 
orannei gewiſſer Klaſſen einführten, und Herr v. Kleiſt würde als Miniſter 
des Innern fie beſtätigen; im Intereſſe der Freiheit und des selfgovernments 
müſſe man ſich davor ſchützen. i 

Es erfolgt namentliche Abſtimmung; für die von der Regierung bean⸗ 
tragte Aenderung ſtimmen: Berndt, v. Bernuth, Boeger, v. Brinken, von 
Brünneck, Fürſt Carolath⸗Beuthen, Frhr. v. Diergardt, beide Camphauſen, 
Graf Dyhrn, Engelhardt, Engels, Flemming, Grimm, Haſſelbach, Prin 
Hohenlohe⸗Ingelfingen, Jahn, v. Köderis, Krausnick, v. Nelleſſen, Graf 
v. Neſſe toberChreshofen, v. Rabe, Herzog von Ratibor, Graf Reventlow, 
Richter, Richtſteig, Graf v. Schwerin, v. Treskow, Voigt, v. Zander. Die 
Aenderung iſt mit 72 gegen 40 Stimmen abgelehnt. 

Damit ſchließt die Sitzung um 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 11 Uhr; 
Fortſetzung der heutigen Berathung. 
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Berlin, 20. Febr. [Amtliches.] Der bisherige Privatdocent, 
Regierungsrath Dr. C. J. Bergius in Breslau iſt zum außerordent⸗ 
lichen Profeſſor in der philoſophiſchen Fakultät der königl. Univerfität 
daſelbſt ernannt worden. Dem Oberlehrer Tſchackert am Gymna⸗ 
ſium zu Oſtrowo iſt das Prädikat eines Profeſſors und dem ordent⸗ 
lichen Lehrer Regentke an derſelben Anſtalt das eines Oberlehrers 
beigelegt worden. 

N Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: Dem Chef der 
Abtheilung für die Armee-Angelegenheiten im Kriegs-Miniſterium, 
Oberſten v. Alvensleben, die Erlaubniß zur Anlegung des von den 
Herzögen von Sachſen⸗Altenburg und Sachſen⸗Koburg⸗Gotha Hoheiten 
ihm verliehenen Commandeur⸗Kreuzes eriter Klaſſe des herzogl. Sachſen⸗ 
Erneſtiniſchen Haus⸗Ordens, Allerhöchſtihrem Flügel-Adjutanten, dem 
Major Grafen v. Kanitz, zur Anlegung des von des Großherzogs 
von Heſſen und bei Rhein königl. Hoheit ihm verliehenen Comthur⸗ 
Kreuzes zweiter Klaſſe vom Verdienſt⸗Orden Philipps des Großmüthi⸗ 
gen mit Schwertern, und dem Hauptmann und Compagnie⸗Chef 
v. Erckert im 2. Garde⸗Regiment zu Fuß, zur Anlegung des von 
des Königs von Sachſen Majeſtät ihm verliehenen Ritter⸗Kreuzes des 
Albrechts⸗Ordens zu ertheilen. (St.⸗A.) 

Berlin, 21. Febr. [Stader Elbzoll. — Vorpommerſche Bahn. 
— Gasexploſion.] Preußen ſoll geneigt ſein, die auf ſeinen Theil fal⸗ 
lende, nicht ſehr hohe Summe zur Ablöſung des ſtader Elbzolles, vorbehalt⸗ 
lich der Zuſtimmung der Landesvertretung, zu genehmigen. Dänemark machte 
bekanntlich zuerſt Schwierigkeiten, und wollte die maritime Frage des ſtader 

olles mit der der allgemeinen Reviſion des Elbtarifs zuſammenwerfen. In 

olge einer nachdrücklichen Note Lord J. Ruſſell's, welche an die von den 

etheiligten Staaten an Dänemark bei der Ablöſung des Sundzolles gemach⸗ 
ten großen Zugeſtändniſſe erinnerte, ſoll Dänemark ſeine Prätenſionen in 
dieſem Punkte aufgeben wollen. Die Verhandlung im Allgemeinen verſpricht 
noch immer ein günftiges Reſultat. . / 

Vorgeſtern ift zwiſchen dem Direktorium der Berlin⸗Stettiner Bahn und 
dem Handelsminiſter v. d. Heydt der Vertrag über den Bau der vorpom⸗ 
merſchen Bahnen auf 8 einer vom Staat zu gewährenden Zins⸗ 
Garantie von 4½ pCt. abgeſchloſſens Zum definitiven Abſchluß dieſes Ver⸗ 
trages iſt natürlich noch die Genehmigung des Landtages und der General: 
Verſammlung der Aktionäre der Berlin⸗Stettiner Bahn erforderlich. — Heute 
A etwa gegen 4 Uhr fand auf dem Grundſtücke Schönhauſer Allee 

r. 163 eine ganz entſetzliche Gas⸗Exploſion ftatt. Der im Keller woh⸗ 
nende Victualienhändler Thiele ſtand ſoeben aus dem Bette auf, er hatte 
Licht in ſeiner Schlafſtube und in derſelben befanden ſich noch ſeine 

au und ein etwa ein Jahr altes Kind; er öffnete die Thür nach 
einer Wohnſtube und nach dem neben dieſer belegenen Geſchäftsraume; 
dieſe Räume aber waren derartig mit Gas erfüllt, daß im Augen⸗ 
blick ein mächtiger Knall erfolgte, eine ungeheure Flamme ſchlug zum Fen⸗ 
ſter hinaus, Kinder und Erwachſene wurden aus den Betten geſchleudert und 
von Glasſplittern, Kalkputz ꝛc. bedeckt. Bis in das Dachgeſchoß hinein wur⸗ 
den die Thüren aus Bändern und Wänden geriſſen, Oefen, Kleiderſchränke, 
Tiſche, Alles wurde durcheinandergeſtürzt. Am gewaltigſten wurde der Theil 
beſchädigt, welcher den vorgedachten Zimmern, in welchen die Erplofion er: 


Igte, zunächſt lag; hier find die Sturze der Kellerfenſter aus ihrem Ver⸗ 


0 
De geriſſen, die Mauer zwiſchen der Durchfahrt und den nebenliegenden 
Räumen iſt größtentheils, die Balkendecke über dem Victualienkeller iſt gänz⸗ 
lich zuſammengeſtürzt. Genug ein entſetzlicher Anblick! Glücklicher und wun⸗ 
derbarerweiſe ſind Menſchenleben nicht verloren, nur die zuerſt bezeichnete Fa⸗ 
milie iſt nicht unerheblich durch Brandwunden am Kopf und an den Hän⸗ 
den verletzt und wird Menſchenfreunden auf das Wärmſte empfohlen. So⸗ 
weit bis dahin durch die Feuerwehr, welche die erſte Hilfe leiſtete, ermittelt 
worden, ſoll die Urſache in einem halbzölligen Gasrohre gefunden ſein, wel⸗ 
ches vom Nachbarhauſe her abgezweigt unter der Durchfahrt fort bis in den 
Viktualienkeller hinein geleitet worden, hier aber, nachdem ſeit einiger Zeit 
der dort befindlich geweſene Gasmeſſer fortgenommen, nach ſtattgehabter 
Gas⸗Exploſion gänzlich ohne Verſchluß gefunden, vermuthlich alſo ungenü⸗ 
gend abgeſchloſſen worden iſt. Sämmtliche Bewohner werden das Haus 
räumen müſſen, fie find inzwiſchen von der Nachbarſchaft eee; die 
Bamigen Perſonen befinden ſich in Behandlung des ſchnell herbeigeeilten 
Herrn Dr. Roſenthal. 
Italien. 


Turin. [Der Jubel über die Einigung Italiens. — 
Ein Dementi Peliſſiers.] Bei den Italienern tritt vor dem 
Jubel über den jüngſten Erfolg Alles in den Hintergrund. Victor 
Emanuel wird jetzt erſt, wo er als König von Italien erſcheint, von 
ganzem Herzen und mit vollem Muthe begrüßt. Die Scene in der 
mailänder Scala, als die Nachricht von Gaeta's Falle ſich von Mund 
zu Mund verbreitete, ſoll großartig geweſen ſein. Ein nicht minder 
freudiges und zukunftreiches Ereigniß iſt die Verſöhnung Cavours 
mit Ratazzi, der hierauf die Parlaments⸗Präſidentſchaft angenommen, 
fo wie Garibaldi' herzliches Verhältniß zum Könige, das der Na- 
tion wieder lebendig in der Ernennung von Garibaldi's tapferm Sohne 
Menotti Garibaldi zum Ordonnanz⸗Offizier des Königs vor Augen 
tritt; Menotti wird in Turin zur Uebernahme des Poſtens erwar⸗ 
tet. Auch Fanti und Cialdini ſind wieder ſo einträchtig, daß erſte⸗ 
rer der Gemahlin des Generals, die in Bologna wohnt, die Einnahme 
von Gaeta durch folgende Depeſche anzeigte: „Ihr Gemahl hat ſich 
mit Ruhm bedeckt. Morgen um 6 Uhr rückt er in Gaeta ein. Ich 
freue mich für ihn!“ In Neapel wurde während der Feſtlichkeiten 
wegen Gaetas Falle vom Volke fortwährend gerufen: „Es lebe Ga⸗ 
ribaldi!“ als wenn es für jeden italieniſchen Waffenerfolg nur die eine 
Bezeichnung: „Garibaldi“ gäbe. Herr von Gaspavis in Neapel hat 
in dieſen Tagen einen neuen Aſteroiden entdeckt, der den Namen Ga: 
ribaldi führen ſoll. 

Aus dem Operations⸗Tagebuche der italieniſchen Flotte, das jedoch 
nur erſt vom 22. Jan. bis 5. Febr. veröffentlicht wurde, erhellt, daß 
die Thätigkeit Perſano's durchaus nicht ſo unerheblich war, wie man 
von bourboniſcher Seite behauptet hat. Namentlich that die Schrauben⸗ 
Fregatte „Garibaldi“, Kap. d' Amico, ſich ſehr hervor. Auch der Ka⸗ 
pitän der „Maria⸗Adelaide“, Baron Acton, der gleich d'Amico früher 
in neapolitaniſchen Dienſten ſtand, zeichnete ſich durch Kühnheit aus. 

Cialdini ſprach in Betreff der ehemaligen neapolitaniſchen Genie⸗Offi⸗ 
ziere ſeine lebhafte Anerkennung aus; beſonders durch Muth und tech⸗ 
niſche Kenntniſſe zeichneten ſich aus: Somma, Sohn des Fürften von 
Colle, ferner v. Rengis, Pierantoni und Forte. Schon unter dem 
28. Jan. heißt es in dieſem Tagebuche: „Es vergeht kein Tag, in 
welchem nicht 15, 20, ja 30 bourboniſche Soldaten aus der Feſtung 
deſertiren, obgleich ihnen Flintenkugeln nachgeſchickt werden; ſie bezeugen 
die unverkennbare und fortſchreitende Entmuthigung der Beſatzung.“ 
Aus dieſem Tagebuche erhellt ferner, daß am 27. Jan. der Kaiſer Na⸗ 
poleon Franz II. in einem eigenhändigen Schreiben aufforderte, nunmehr 
dem nutzlos gewordnen Blutvergießen ein Ende zu machen; falls Franz II. 
dem Rathe des Kaiſers folgen wolle, ſtehe ihm die Mouette zur Ver⸗ 
fügung, damit er auch nicht einen Augenblick in Gefangenſchaft ge; 


klathe. Der franzöſiſche Ueberbringer dieſes Schreibens hatte ausdrück⸗ 
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lich den Auftrag, dieſen Brief erſt Cialdini leſen zu laſſen, bevor er 
denſelben in die Feſtung bringe. Der Eindruck der Exploſion am 5. 
Februar wird folgendermaßen geſchildert: „Welch gräßlicher Anblick! 
Der Donner der Exploſion war derart, daß wir glaubten, hart uns 
zur Seite auf dem Schiffe ſelbſt ſei eine Bombe geplatzt. Die halbe 
Stadt Gaeta war im Nu in Staub gehüllt; eine Rieſenflamme ſtieg 
in die Lüfte, während Tauſende von Splittern und Trümmern weit 
umherflogen.“ 

Die turiner „Gazzetta Ufficiale del Regno“ vom 16. Febr. mel- 
det: Marſchall Peliſſier, Herzog von Malakoff, hat an den Grafen 
v. Reizet, Botſchafter Frankreichs in Darmſtadt, folgenden Brief ge⸗ 
ſchrieben in Betreff der in der augsb. „Allg. Ztg.“ veröffentlichten und 
in derſelben Zeitung jetzt widerrufenen Fabel: 


mern — 
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gier, 3. Februar 1861. 


5 Al 

Herr Graf! Ich danke Ihnen für die Mittheilung, welche Sie mir ge⸗ 
macht haben in Betreff eines Artikels in der augsb. „Allg. Ztg.“ unterm 
25. Januar. Sie erlauben mir, Ihnen über den Charakter des Briefes, 
welcher mir zugeſchrieben wird, und welcher, wie Sie, was ich nicht bezweifle, 
edacht h en, vollkommen unecht iſt, Aufſchluß zu geben. Ich habe in der 
What die Ehre gehabt, den Herrn General Cialdini in der Krim zu kennen; 
aber ich habe ſeitdem keine Gelegenheit gehabt, irgend einen Briefwechſel 
mit ihm zu unterhalten, und ich habe eine zu hohe Meinung von dieſem 
General, als daß ich denken könnte, daß, wenn ich fähig elde wäre, ein 
ähnliches Schreiben an ihn zu richten, er die Beantwortung nicht felbſt 
übernommen, ſondern einem Andern überlaſſen hätte. Ohne, Herr Graf, 
den Wunſch oder das Bedürfniß zu empfinden, die Oeffentlichkeit in dem, 
was mich betrifft, zur Berichtigung einer irrigen Thatſache zu benutzen, er⸗ 
reife ich mit nicht wenigem Vergnügen dieſe Gelegenheit, Ihnen die Wahr⸗ 
ett mitzutheilen, und es Ihnen anheimzuſtellen, fie in dem Grade, als Sie 
es für nöthig erachten, wiederherzuſtellen. Zugleich, Herr Graf erneuere ich 

Ihnen den Ausdruck meiner Gefühle ꝛc. 

5 Ä M. Peliſſier, Herzog von Malakoff. 

Daß in Neapel eine Muratiſtiſche Verſchwöͤrung entdeckt wurde, 
haben wir ſchon gemeldet; laut dem „Nazionale“ wird gegen die Ver⸗ 


ſchworenen auf gerichtlichem Wege vorgegangen werden, was jedenfalls 


das Klügſte iſt. 
Frankreich. 


Paris, 18. Febr. Das Tagesereigniß der Finanzwelt 
iſt Mires Verhaftung. Man iſt darüber im Zweifel, ob dies die 
vom Code de Commerce für den Fall der Eröffnung der Faillite vor⸗ 
geſchriebene oder eine vom Zuchtpolizeigericht für einen beſtimmten Fall 
angeordnete iſt. Noch geſtern hieß es, die Unterſuchung wegen der 
Tripotage mit einem der Theilnehmer der römiſchen Eiſenbahnen 
ſei niedergeſchlagen, heute will man wiſſen, gerade dieſe Unter⸗ 
ſuchung habe zur Verhaftung geführt. Herr Mires ſitzt in Mazas, 
dem Schuldgefängniß, das jedoch zugleich als Aufenthaltsort für 
andere Gefangene benutzt wird, denen eine ſchonende Behandlung 
zu Theil werden ſoll. Die Sache bleibt unklar, ich glaube mich 
aber nicht zu täuſchen, wenn ich annehme, daß, was auch der 
Grund der Verhaftung fein möge, die Faillite ebenfalls nicht aus⸗ 
bleiben kann. — Die Thronrede von Turin hat hier einen gu⸗ 
ten Eindruck gemacht. Der König weiß mit Mäßigung Feſtigkeit zu 
verbinden, ein Verein von Eigenſchaften, der ſeiner vollen Wirkung 
immer ſicher iſt. Man hat bemerkt, und dies wird hier hervorgehoben, 
daß eine beſonders ſchmeichelhafte Wendung der” Rede an die Adreſſe 
Preußens gerichtet iſt, während nicht blos Oeſterreich, ſondern auch 
Rußland unerwähnt bleibt. Seitdem Lamarmora auf der Rückreiſe 
von Berlin in Paris geweſen iſt, hört man hier wieder mehr von 
Preußen ſprechen, aber in einem mehr ſympathiſchen Tone als nach der 
Eröffnung des berliner Parlaments. — Die Bank von Frankreich ſoll 
der Regierung neuerdings einen Vorſchuß von 25 Mill. Franes ge⸗ 
macht haben. 


Breslau, 21. Febr. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Oblauerftraße 
drei Kaſſen⸗Anweiſungen, à 5 Thlr., ein Zinscoupon über 2 Thlr. und eine 
neue goldne Ankeruhr mit Medaillons und Uhrſchlüſſel, nebſt unechter Kette, 
im Werthe von 45 Thlrn. — Muthmaßlich geſtohlen wurden nachſtehend be: 
zeichnete, polizeilich mit Beſchlag belegte Gegenſtände: vier Halskragen, ein 
Vorhemdchen, fünf Taſchentücher, neun Paar Strümpfe, eine Serviette, ein 
Handtuch und ein Paar Glaceehandſchuhe. 

17159 wurden ein Schulzeugniß und ein noch unbenutzter Stem⸗ 
pelbogen. , 

Gefunden wurden ein Damen⸗Gummiſchuh, eine Brieftaſche mit ver⸗ 
ſchiedenen Papieren, zwei Schlüſſel und ein ſchwarzer Herrenhut. (Pol.⸗Bl.) 


=bb= [Waſſer⸗ und Eisſtand.] Geſtern Nachmittag erwartete man, 
daß endlich der Eisgang erfolgen werde, und es hatte ſich deshalb ein ſehr 
zahlreiches Publikum längs der Promenade und auf den Oderbrücken auf: 
geſtellt. Ein wirklicher Eisgang erfolgte aber nicht, ſondern es wurden 
immer nur einzelne Schollen abgeſchwemmt, die gegen die ungeheure 
Maſſe gar nicht in Betracht kamen. Die Sandbrücke war faſt ganz mit 
Eis verſetzt, und es gab geduldige Zuſchauer, die ſogar bis Mitternacht auf 
das Schauſpiel des Forttreibens dieſer Maſſe warteten. Allein erſt gegen 5 Uhr 
heut Morgen f e aber auch nur theilweiſe. Um 7Uhr dagegen war ſchon 
wieder die Sand⸗ u. Leichnamsbrücke vollkommen mit Eis verſetzt, welches faktiſch 
Pyramiden bildete. Bei Grüneiche ſind die Eismaſſen abgeſchwommen, die 
Wieſen und Felder der Ortſchaften Barteln und Schwoitſch find völli 
überfluthet und die Kommunikation geſtört. Von Grüneiche bis Steine iſt 
der Oderſtrom noch ſtark mit Eis verſetzt, bei Grüneiche ſelbſt nicht, denn 
dort und über Steine hinaus iſt alles frei. Der Stand des Waſſers war 
ein wechſelnder, bald trat ein Fallen, bald ein Steigen ein. So zeigte ge⸗ 
ſtern Abend der Oberpegel 16“ 10“, heute Morgen 8 Uhr 17‘, am Unter⸗ 
pegel zeigte geſtern Abend der Stand 6“ 4, in der Nacht 6“ 2“, heute Früh 
5 Uhr 6° 5“, um 8 Uhr 6“ 6“, 5 


Telegraphiſche Courſe und Börfen- Nachrichten. 

Paris, 20. Febr., Nachm. 3 Uhr. Die Zproz, begann zu 68, 15, wich 
auf 68, 05 und ſchloß bei geringem Geſchäft zur Notiz. Conſols von Mit⸗ 
tags 12 Uhr waren 92 eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zprz. Rente 68, 10. 
2 1 . Rente 98, —. Zyrz. Spanier 47%. Iprz. Spanier 40%. Silber: 

nleihe Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 486. Credit » mobilier⸗ 
Aktien 666. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Kredit⸗Aktien —. 
London, 20. Febr., Nachm. 3 Uhr. Börſe flau. ad Conſols Käufer. 
Conſols 91. lprz. Spanier 40%. Mexikaner 23%. Sardinier 81. Sprz. 
Ruſſen DR 4 prz. Ruſſen 91. Der Dampfer „Etna“ iſt aus Newyork 
eingetroffen. 

Wien, 20. Februar, Mittags 12 Uhr 30 Min. Günſtige Stimmung. 
5proz. Met. 65, 50. g Met. 57, 25. Bankaktien 740. Nordbahn 
216, 60. 1854er Looſe 86, 50. National⸗Anlehen 77, 10. Staats⸗Eiſenb. 
Aktien⸗Cert. 290, —. Creditaktien 168, —. London 147, 25. Hamburg 
110, 75. Paris 58, 40. Gold —, —. Silber „ —. Cliſabetbahn 186, —. 
Lomb. Eiſenbahn 190, —. Neue Looſe 113, 25. 1860er Loose. 82, —. 

Frankfurt a. M., 20. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min, Börſe ſehr feſt. 
Oeſterr. Fonds, Aktien und Induſtriepapiere etwas höher. Schluß⸗ ourſe: 
Ludwigsh.⸗Berbach 130%. Wiener Wedel 79%. Darmit. Bankaktien 180. 
Darmit. Zettelbant 235. 5proz. Metall. 44. 4 prz. Metall. 33%. 1854er 
Looſe 57. Deſt. National⸗Anleihe 50%._ Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien 226. Oeſt. Bank⸗Antheile 594. Oeſt. Credit⸗Aktien 133. Neueſte 
öͤſterr. Anleihe 56%. Dic Glijabet-Babn 125%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 25. 
Mainz⸗Ludwigsh. Litt. A. 99. , 0 8 

—.— 20. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min, Börfe feſt bei geringem 
Geſchäft. Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 51%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 
56. Vereinsbank 994. Nordd. Bank 84%. Diskonto —. Wien —, —. 

Hamburg, 20. Febr. [Getreidemarkt.] Weizen logo ruhig, ab 
auswärts ſehr ſtille. Roggen loco feſt, ab Königsberg pr. Frühjahr 81 
ehalten, 80 zu machen. el pr. Mai 24, pr. Oktober 25. Kaffee, Rio 
ehr ruhig, 6—6 “, Santos gut zu laſſen. Zink ſtille. 

Liverpool, 20. Februar. [Baumwolle.] 4000 
Preiſe „ — 1 niedriger als am vergangenen Freitage. 


Ballen Umſatz. — 


—— — —ů—ß——— —ũg— nZ — — — — 

Berlin, 20. Febr. Etwas beſſere Courſe aus Wien, muthmaßlich durch 
die geſtrigen pariſer Notirungen hervorgerufen, befeſtigten die Haltung der 
öſterreichiſchen Effekten; mit Ausnahme der öfterreihiihen Creditactien war 
ſedoch das Geſchäft in dieſen Sachen ſehr unbelebt. Daſſelbe gitt von Spe⸗ 
ulationspapieren überhaupt. Dagegen zeigte ſich mehr Regſamkeit in Eiſen⸗ 
bahnactien. Es wgren heute in der That Ordres von größerem Belang als 
an den letzten Tagen für verſchiedene Actien, zu deren Ausführung bei der 
immer mehr wachſenden Zurückhaltung der Inhaber die Gebote zum Theil 
ſehr beträchtlich erböbt werden mußten, und ſelbſt zu den höchſten Notirungen 
war nicht immer leicht anzukommen. Das Geſchaͤft war aus dieſer Urſache 
denn auch in Cifenbahn-Aetien nicht von fo großem Umfang, als es bei 
einiger Willfährigkeit der Inhaber geworden wäre, Für Preußiſche Fonds 
war die Geſchäftsluſt zum Theil ebenfalls etwas geſteigert, doch nahmen an 
den zum Theil anſehnlichen Umſätzen weniger Staatspapiere als Pfand⸗ und 
Rentenbriefe Theil. Am Kane wenig Thätigkeit, mit 2% % iſt Geld 
teichlich vorhanden, für geeignete Briefe jelbit noch darunter. b 


* 


a 7784 Thlr. nach Qualität bez., 


Bei den Eiſendahn⸗Altien haben wir vor Allem auf eine n ours⸗ 
ſteigexung der Au ge hinzuweiſen, die um 2 % böher bis 18944 bezahlt 
waren und dazu gefragt blieben. Der in anderen Cours berichten vielleicht 
notirte Cours don 140 iſt nur pro März bewilligt worden. 

Oeſterreichiſche Noten waren 4 Thlr. theuxer verkäuflich; Polniſche ver: 
loren % %, Wiener Wechſel verkehrten wenig zu geſtrigen Courſen. Pe: 
tersburg „ theurer zu 96 gefragt; der Cours 25 London vom geſtrigen 
lautete aus Petersburg wieder höher: 34%, Warſchau fand 


N zu 87 auch heute 
keine Nehmer. 0 


. u. H.⸗Z.) 


Berliner Börse vom 20. Februar 1861. 
Div.] Z. 


Fonds- und Geldeourse. 


F. 

Freiw. Staats-Anleineſd½% 100 %% &. Oberschles. C.. — 1314/1221, ba. 
Staats Anl. von 4880 dito Prior A. — 4 — > — 
52, 54, 55, BR 574% 101 ba. dito Prior E. — |81,180 B. 

dito 8631 4 108 5 % 
dito 1859| 5 |105% bz dito Prior B. — | 4 |88 ba. 
Staats-Schuld-Sch. ... 3½ 87 ½ bz. dito Prior E. — [314176 bz. 
Präm.-Anl. von 1855 3½ 17 bz. dito Prior F. — 44% B. 
Berliner Stadt-Obl. . q 4½ 101 G. Oppeln-Tarnow. | % 32½ B. 
ur- u. Neumärk. 45 91½ bz Prinz-W. (St. V.) — | 4 53½ 8. 
3 dito dito 100% 0 Rheinische — 4618 4 7 4 4 bz 
Pommersche. 4349 bz. dito (St.) Pr. — 40 ba. 
3) dito neue 4 \97 br. dito Prior... | — 48. 
=] Posensche ......- 4 100% @ dito v. St. gar. — 980 @. 
2. n ne Rhein-Nahebahn | — 25 8. 
dito neue 89% B Ruhrort-Orefäld. | — 315 751, bz 
Schlesische ....... . 13 —- Starg.-Posener ..| — 388 bz. 
2 [Kur- u. Neumärk. | 4 196 bz Thüringer af: 1031, bz 
Pommersche 96. G. Wilhelms-Bahn .| — | 4 [36% ba. 
25 Posensche 492 ½ br. 4150 Prior 44 
3 Fendeinche ....| 4 1967, 8. dito III. Em. | — 47088 B. 
3 Westt u. Rhein. 4 98 ½ @. dito Prior St.“ — 4½72 bz. 
Sächsische 490% bz. dito dito — 78 8 
(Schlesische 4 95 % bz. - 
Louisdor...uuueenens — 1091, bz. u. B Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Goldkronen .........! — . 4%, G. Div. Z. 
1860 F. 
Ausländische Fonds, Berl. K.-Verein.| — | 4 
Oesterr. Metall. . 45 44 bz. Berl.-Hand.-Ges. | — 4 
dito 54er Pr.-Anl, | 4 |56%, G. Berl. W.-Cred. G. — 5 
dito neue 100-4.-L.| — |51Y, B. Braunschw.Bank | — | 4 
dito Nat.-Anleihe .| 5 5585. & M be. Bremer , 5 4 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 101 G. Coburg. Credit-A.| — | 4 
dito 5. Anleihe...| 5 |871, G. Darmst. Zettel-B.| — | 4 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 |81%, bz. u. B Darmst. (abgest.) — | 4 
poln. Pfandbriefe ...| 4 |— — — Dess. Creditb.-A. | — | 4 
dito III. Em. . 4 55%, B Disc.-Cm.-Anthl. | — 4 
Poln. Obl. à 500 El. . 4 /91%, bz Genf. Creditb.-A.| — 4 
dito à 300 Fl. 5 93% bz. Geraer Bank. — |4 
dito & 200 Fl. . — 23 8. Hamb. Nrd. Bank 44 
Kurhess. 40 Thlr.. 46% B. „ Ver. „ 47 4 
Baden 35 Fl.. — 130% bz. Hannov, 14 
1 Leipziger „ — 4 
Actien-Course. Ero 
.. Magd. Priv. m | 3%] 4 
Ha}, in.-Creditb.-A.| — 
Aach-Düsseld...| — 64 lat b. ar 
Aach.-Mastricht. | — 17 G. Oester. Ordtb.-A.| — 8 
Amst.-Rotterdam| — | 4 78 8. Pos. Proy.-Bank | 57 4 
Berg.-Märkische | — | 4 |84Y, bz. Preuss. B.- Anthl.| — 4 
Berlin-Anbalter.| — 4 1100 bz. Schl. Bank Ver. fu 
Berlin-Hamburg. | — | 4 [110 8. Thüringer Bank | — | 4 
Berl.-Potsd.-Mga.| — | 4 11394, bz. Weimar. Bank. — | 4 
Berlin-Stettiner.| — | 4 [105 bz. di. D.) — — 
Breslau-Freibrg. | — | 4 84½ bz. Wechsel-Course. 
Cöln-Mindener ..| — 565 134 i Pst. bz. u. G. Amsterdam k. 8 
Franz.$t.-Eisenb. | — 129 81294124 14bz. dito 2 M. 
Ludw.-Bexbach. 9 | 4 129½ 6. Hamburg k. S. 
Magd.-Halberst...| — 4193 8. R 2 M. 150% b 
Magd.-Wittenbrg.| — | 4 33% bz. u. G. London „222220... 3 M.|6. 191, bz 
Mainz-Ludw. A. | — | 4 1981, G. (m. C. N. 3) [Paris 2 M. 79% ba. 
Mecklenburger. — 4 44½ 4 45 bz. u. G. Wien österr. Währ. Js T. 67 4 ba. 
Münster-Hammer — 492% 6. dito 2 M. bz. 
Neisse- Brieger — | 4 |52 B;. Augsburg 2 M. 56. 24 G. 
Niederschles. .. — | 4 94½ bz. * geen 8 T. 99 % bz. 
N.-Schl.-Zweigb.— 4 — D 2 M. 00 % 6 
Nordb. Fr. W.) — | 4 |444; 4 % ba. Frankfurt a. H. . 2 M. bg. 24 G 
dito Prior... — 4 100% G. Petersburg 3 W. 71 bz 
Oberschles. A. — 131,122, bz. Warschau 8 T. 87 B. 
dito B. 4% il b. Bremen 8 T. 109 6. 


pr. 2100 Pfd., 
— Rog⸗ 
15 e 2 


— Rüböl loco 11% 


119%, Thlr. bez., 1144 Thlr. Br., 11% Thlr. Gld., April⸗Mai 11% — 
u Thlr. ber, Br. und Gb, Mai⸗Juni 1177 X ez. 255 
Gld., 11 ½ Thlr. Br., Sept.⸗Oktbr. aus 0 Thlr. bez. und Gld., 11% 
Thlr. Br. — Spiritus loco ohne Faß 20% Thlr. De Behr und Febr. 
März WAY Thlr. bez., 20% Thlr. Br., 20% Thlr. Gld., März: 
April 21-20 Thlr. bez. und Gld., 21 Thlr. Br., April⸗Mai 214 —% 
Thlr. ach und Gld., 21% Thlr. Br., Mai⸗Juni 21% Thlr. bez. und Gl, 


21% Thlr. Br., ne 21% Thlr. bez. und Thlr., 21% Thlr. Gld., 
Juli⸗Aug. 22—21½ Thlr. be N 
Weizen mehr offeriert. — Roggen zur Stelle blieb auch heute mehr of⸗ 


in rückgängiger Bewegung. — Rüböl matter. — Spiritus in matter Hal- 
tung und bel kleinem 1 billiger verkauft. 


Stettin, 20. Februar. [Börſen⸗Bericht von Joſeph Neiffer.] 
Weizen matt, am Landmarkt 74—80 Thlr. nach Qual. bez., loco pr. Söpfd. 
pr. Frühjahr Söpfd. gelber 86 

bir. bez., 85% Thlr. Br., 83—85pfo. 82% Thlr. Br., Thlr. Gld. — 
Roggen matt, am Landmarkt 45.—48 Thlr. nach Q 


7 45—45 4 —) 
7pfd % A 


= Ba. 
ch Qual. bez. — Erbſen flau, am Landmarkt 1648 Thlr. 


Thlr. bel, 
böl matt, loco 11% Thlr. Br., pr. Febr.⸗März 


lr. bez., 
Br., 
Thl. 


lr. B 
5 Feat 20% Thlr. bez. und 


pr. 
bez. und ? 


Breslau, 21. Febr. [Produktenmarkt.] Bei ſehr mittelmäßigen 
dul abern und Ae beige für ſämmtliche Getreidekörner 
in Preiſen und Kaufluſt gegen geſtern weni verändert, nur Ausnahme⸗ 
Qualitäten von Roggen etwas über höchſte Notiz Dr — Del: und Klee⸗ 
ſaaten gut behauptet, — Spiritus matter, pro 100 Quart loco 20%, Febr. 


20% B. FR Sgr. 


—— — — u 
80 86 2 96 Winterraps. . 80 94 96 98 100 
78 85 90 94 Winterrübſen 80 84 87 89 91 
68 72 76 78 Sommerrübſen 75 80 84 86 88 
58 60 62 64 Schlagleinſaat 70 75 80 85 90 


Weißer Weizen 
Gelber Weizen 
Brenner-Weizen . 


Roggen 
Gebſte N 


. . 48 52 56 60 Thlr 
Hafer . . 28 30 32 34 ir 
Roßerbfen 60 62 64 66. Rothe Kleeſaat 12 14 15 16 — 
uttererbjen 54 56 58 60 Weiße dito 12 15 18 11 
Biden .. 45 50 53 56 [ Thymothee. . . 8 9 10 10% 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


